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Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

zwischen Deutschland und der Schweiz besteht seit 
1987 ein Abkommen über die gegenseitige Hilfe
leistung bei Katastrophen und größeren Unglücks 
fällen. Das ist ein Ausdruck gegenseitiger Solidari
tät im Notfall zwischen Nachbarn. Seit 2004 wurde 
nun dieses Hilfeleistungsabkommen durch eine 

und Weiterentwicklung von Konzep

immer enger werdende Zusammenarbeit 
zwischen dem schweizerischen Bundes
amt für Bevölkerungsschutz (BABS) und 

unserem Bundesamt für Bevölkerungs
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) ergänzt. 

Dem Bevölkerungsschutz und somit bei
den Ämtern stellen sich heutzutage 

immer neue Herausforderungen, so 
dass wir bereits seit 2004 es als sinn
voll erkannten, über die unmittel
bare Hilfeleistung im schweren Not
fall oder bei Katastrophen hinaus 
auch präventiv Fragen der Vorbe

reitung und Vorsorge durch Aus
tausch und gegenseitige Ergän

zung anzugehen. 
Die geografische und sprachli
che Nähe beider Länder sowie 
Ähnlichkeiten in den politi

schen und administrativen 
Strukturen waren natürlich beste 

Voraussetzungen dafür, dass der Aus
tausch unter Kollegen schnell einen 
konstruktiven und fruchtbaren Weg 
finden konnte. In regelmäßigen Tref
fen und Fachgesprächen haben beide 
Seiten wichtige und gleichgesinnte An
sprechpartner auf der anderen Tisch

seite gefunden. In den Beiträgen dieser 
Ausgabe von Bevölkerungsschutz wird 

deutlich gezeigt, wie diese Zusammen
arbeit sich bereits in der Umsetzung 
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ten in verschiedenen Bereichen widerspiegelt, z.B. 
in Krisenmanagement, ABC Schutz, Ausbildung, 
Forschung, medizinischer Schutz, Risikoanalyse. Wir 
setzen auf Dialog und tauschen Erfahrungen aus 
unserem nationalen Rahmen mit den Kollegen aus. 
So haben wir uns im Januar 2010 gefreut, bei der 
Beobachtung der Lüxek 09/10, der nationalen Krisen
management-Übung von Bund und Ländern, unse
re schweizerischen Partner willkommen heißen zu 
können. 
Das BBK ist im internationalen Sektor als strategi
scher Netzknoten und Dienstleistungsagentur des 
Bundes tätig. Neben der Mitgestaltung der Ent
wicklungen des europäischen Gemeinschaftsverfah
rens zusammen mit den europäischen Partnern ist 
deswegen eine erfolgreiche Zusammenarbeit in 
einem bilateralen Austausch mit Nachbarländern 
und Anrainern wie der Schweiz besonders wichtig. 
Mit den schweizerischen Kollegen haben wir in die
sen fünf Jahren nach und nach wichtige Synergien 
und gemeinsame Fragestellungen entwickelt. Die 
Bilanz dieses fünfjährigen Jubiläums könnte nicht 
besser aussehen. 
Aus diesem Grunde freue ich mich auf die weiteren 
uns noch bevorstehenden Chancen dieser engen 
Zusammenarbeit und schaue mit neugierigem Blick 
in die Zukunft. Bei den Kolleginnen und Kollegen, 
die von beiden Seiten des Rheins diese Zusammen
arbeit mit Inhalten und konstruktiven Bemühun
gen gefüllt haben, möchte ich mich schon jetzt und 
für die Zukunft bedanken. 

Ihr
 

Christoph Unger
 
Präsident des BBK
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Schweizer Bevölkerungsschutz


Fünf Partnerorganisationen unter einem Dach



Pascal Aebischer, BABS



Die Schweiz ist ein kleines Land. Gemessen an Fläche 
(41 285 km2) und Einwohnerzahl (7,7 Millionen) ent
spricht das Binnenland rund einem Zehntel Deutsch
lands und ist kleiner als einzelne deutsche Bundes
länder. Die Schweiz ist geprägt von ihren vier Landes
sprachen und Kulturen und einer kleinräumlichen 
Gliederung — mit 26 Kantonen zählt sie mehr Glied
staaten als Deutschland, hinzu kommt die starke 
Autonomie der über 2500 Gemeinden. Aus Bevölke
rungsschutzsicht bestehen aber bemerkenswerte 
Gemeinsamkeiten. Wie Deutschland ist die Schweiz 
ein dicht besiedelter, hoch technisierter und föde
ral organisierter Staat im Zentrum Europas, der sich 
mit einem breiten Spektrum von Gefährdungen 
auseinanderzusetzen hat. 

Der Auftrag des Schweizer Bevölkerungs
schutzes ist der Schutz der Bevölkerung und ihrer 
Lebensgrundlagen bei Katastrophen und in Notla
gen sowie im Fall eines bewaffneten Konflikts. Seit 
Ende des Kalten Kriegs und insbesondere mit dem 
Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und 
Zivilschutz, das 2004 in Kraft getreten ist, richtet sich 
der Fokus auf die Bewältigung von Katastrophen 
und Notlagen; der Schutz im Fall eines bewaffneten 
Konflikts ist in den Hintergrund gerückt. Für den 
Bevölkerungsschutz sind weitgehend die Kantone 
zuständig. Der föderale Lösungsansatz macht im Be
völkerungsschutz auch Sinn: Katastrophen und 
Notlagen haben meist geografisch beschränkte 
Auswirkungen. Die Verantwortungsträger und 
Einsatzkräfte vor Ort kennen die jeweiligen Gefähr
dungen und Gegebenheiten am besten. 

Ein Verbundsystem 

Der Bevölkerungsschutz ist keine eigene Or
ganisation, sondern ein Verbundsystem: Die fünf 
Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes 

— Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, techni
sche Betriebe und Zivilschutz — tragen die Verant
wortung für ihre jeweiligen Aufgabenbereiche 
und unterstützen sich bei der Ereignisbewältigung. 

•		 So ist die Polizei für die Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung zuständig. Die kantona
len und kommunalen Polizeikorps sind Erstein

•		 Die Feuerwehr ist für die Rettung und die allge
meine Schadenwehr zuständig, inklusive Brand
bekämpfung und Elementarschadenbewälti
gung. Die kantonal geregelte Feuerwehr ist ein 
Ersteinsatzmittel und leistet Einsätze, die Stun
den bis Tage dauern. 

•		 Das Gesundheitswesen — mit dem sanitätsdienst
lichen Rettungswesen als Ersteinsatzmittel — stellt 
die medizinische Versorgung der Bevölkerung 
und der Einsatzkräfte sicher. Dies umfasst auch 
vorsorgliche Maßnahmen und die psychologi
sche Betreuung. Das Gesundheitswesen ist kan
tonal geregelt. 

•		 Die technischen Betriebe stellen sicher, dass Elek
trizitäts-, Wasser- und Gasversorgung, Entsorgung, 
Verkehrsverbindungen sowie Telematik lagege
recht funktionieren bzw. nach entsprechenden 
Notmaßnahmen wieder normalisiert werden. Sie 
umfassen private wie öffentlich-rechtliche Unter
nehmen und erfüllen ihre Aufgaben selbständig. 
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•		 Einen Spezialfall in diesem Verbundsystem bildet 
der Zivilschutz: Er ist als einzige Partnerorgani
sation nicht primär auf die Bewältigung von All
tagsaufgaben ausgerichtet und basiert auf der 
nationalen Schutzdienstpflicht. Der Zivilschutz 
ist zuständig für die Schutzinfrastruktur und die 
Mittel zur Alarmierung der Bevölkerung, für die 
Betreuung von Schutzsuchenden und für den 
Schutz von Kulturgütern. Er unterstützt die ande
ren Partnerorganisationen bei Bedarf durch Lang
zeiteinsätze (Tage bis Wochen), verstärkt Führungs
unterstützung und Logistik und übernimmt In
standstellungsarbeiten, um Folgeschäden abzuwen
den. Trotz nationaler Dienstpflicht regeln weitge
hend die Kantone die Belange des Zivilschutzes. 

Die Einsatzkräfte des Bevölkerungsschutzes 
bilden somit ein Konglomerat von Profis, Dienst
pflichtigen und Freiwilligen. Während einige Part
nerorganisationen — etwa die Polizei oder die 
technischen Betriebe — ausschließlich über Berufs-
personal verfügen, basieren Zivilschutz und Feuer
wehr in erster Linie auf Dienstpflichten, die auch 
freiwillig übernommen werden können. In der 
Schweiz gibt es aber auch mehrere Berufsfeuerweh
ren. Und im Gesundheitswesen stehen neben dem 
Berufspersonal eine Vielzahl von Ehrenamtlichen 
(z. B. Samariter) im Einsatz. 

Modularer Aufbau, gemeinsame Führung 

Die Partnerorganisationen bewältigen Ereig
nisse mit modular aufgebauten Mitteln: Die Basis 
bilden die für die Bewältigung von Alltagsereignis
sen trainierten Ersteinsatzmittel (Polizei, Feuer
wehr und Sanität). Entsprechend der Art und dem 
Schweregrad eines Ereignisses werden diese koor
diniert und verstärkt. Bei Katastrophen und in Not
lagen können die Partnerorganisationen weitere 
Einsatzelemente aufbieten, insbesondere den Zivil
schutz. Wenn mehrere Partnerorganisationen 
während längerer Zeit im Einsatz stehen, übernimmt 
ein Führungsorgan (Katastrophen- oder Krisenstab) 
die Koordination und die Führung — und man 
spricht von Bevölkerungsschutz. Die Partnerorga
nisationen sind im Führungsorgan vertreten. 

Bei Bedarf können weitere Institutionen, pri
vate Organisationen und Unternehmen, Zivildienst

leistende sowie — als zentrales Instrument des Bun
des — die Armee zur Unterstützung beigezogen wer
den. Die zuständigen Behörden können die Unter
stützung der Armee nach dem Subsidiaritätsprinzip 
anfordern. Als Grundsatz gilt, dass militärische Hilfe 
durch die zivilen Behörden erst angefordert wird, 
wenn die Mittel des Bevölkerungsschutzes im regio
nalen und kantonalen Verbund ausgeschöpft oder 
die erforderlichen Mittel nicht vorhanden sind. Die 
Armee leistet Unterstützung in der Form von subsi
diären Sicherungseinsätzen (v.a. Bewachungsauf-
gaben), militärischer Katastrophenhilfe und allge
meinen Unterstützungseinsätzen wie z.B. Straßen-
und Lufttransporten sowie technische Hilfe. 

Das BABS schafft Grundlagen und 
unterstützt im Einsatz 

Der Bund hat in diesem föderalen System 
eine wichtige Rolle: Er regelt grundsätzliche As
pekte des Bevölkerungsschutzes und sorgt für die 
Koordination. Er trifft Anordnungen für den Fall 
von erhöhter Radioaktivität, Notfällen bei Stauan
lagen, Epidemien und Tierseuchen sowie für den 
Fall eines bewaffneten Konflikts. Und im Einverneh
men mit den Kantonen kann er die Koordination 
und allenfalls die Führung bei Ereignissen überneh
men, welche mehrere Kantone, das ganze Land 
oder das grenznahe Ausland betreffen. 

Die Konzeptions- und Koordinationsaufgaben 
sowie die Aufgaben in den Bereichen Ausbildung 
und Infrastruktur obliegen vor allem dem Bundes
amt für Bevölkerungsschutz BABS. Mit dem LABOR 
SPIEZ und der Nationalen Alarmzentrale NAZ ver
fügt das BABS zudem über zwei Fachstellen, die die 
Kantone und Einsatzkräfte im Ereignisfall unterstüt
zen. Das LABOR SPIEZ ist das schweizerische Fach
institut für den Schutz vor atomaren, biologischen 
und chemischen Bedrohungen und Gefahren; die 
NAZ ist die Fachstelle des Bundes für außerordent
liche Ereignisse, seit 2007 als Melde- und Lagezen
trum des Bundes eingesetzt. Diese Einrichtungen 
auf nationaler Ebene vervollständigen das Verbund
system zum Schutz der Schweizer Bevölkerung. 

Pascal Aebischer ist Stv. Chef Kommunikation im Schwei
zer Bundesamt für Bevölkerungsschutz BABS. 
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Handlungsgrundlagen 
 
Methoden der Risikoanalyse 

Dr. Stefan Brem, BABS, und Dr. Andre Walter, BBK 

Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz — ein 
(auch) grenzüberschreitend wichtiges Thema 

Das Ziel der flächenhaften Anwendung einer 
einheitlichen Methode zur Risikoanalyse im Bevöl
kerungsschutz ist es, die in den unterschiedlichen 
Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) 
vorhandenen Risiken auf gleiche Weise zu analy
sieren und dabei die Schritte und Ergebnisse der je
weiligen Analysen nachvollziehbar und vergleich
bar zu dokumentieren. Im Rahmen der Risikoana
lyse werden das lokal vorhandene Expertenwissen 
sowie existierende Daten zusammengeführt und, 
soweit erforderlich, durch zusätzlich zu erhebende 
bzw. zu beschaffende Daten ergänzt. Auch die für 
den Bevölkerungsschutz relevanten Ereignisse ma
chen vor politischen Grenzen keinen Halt. Aus die
sem Grund müssen die Vorbereitungen auf Ereignis
se ebenso wie die Abläufe in der Einsatzbewälti
gung stets auch die Situation „jenseits der Grenze“ 
berücksichtigen. 

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
(BABS) in der Schweiz und das Bundesamt für Be
völkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
Deutschlands haben als zentrales Element des Risi
komanagements jeweils eine Methode zur Risiko
analyse im Bevölkerungsschutz entwickelt und ste
hen hierüber in engem fachlichem Austausch. 

Die Methode der Risikoanalyse im 
Bevölkerungsschutz Deutschlands 

Am 25. März 2002 beschloss die Ständige Kon
ferenz der Innenminister und –senatoren der Länder 
(IMK) die „Neue Strategie zum Schutz der Bevölke
rung in Deutschland“. Unter anderem beschäftigt 
sich diese Strategie mit der Gefahrenerfassung und 
-bewertung (Risikoanalyse) als einem zentralen Bau

stein in der Weiterentwicklung des Systems der na
tionalen Sicherheitsvorsorge Deutschlands. Mit ihr 
soll ein vergleichender Überblick über zu erwar
tende Schäden durch unterschiedliche Gefahren 
erstellt werden. 

Abb. 1: Die Risikoanalyse ist kein Selbstzweck, sondern zentraler 
Teil eines umfassenden Risikomanagements. 

Das BBK hat auf Grundlage nationaler und in
ternationaler wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie 
im fachlichen Austausch mit verschiedenen Bun
desbehörden und internationalen Partnerbehörden 
wie beispielsweise dem BABS eine Methode für die 
Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz entwickelt. 
Die Methode dient der systematischen Erfassung 
des Schadensausmaßes, das bei Eintritt bestimmter 
Ereignisse innerhalb eines definierten Gebietes zu 
erwarten ist. 

Ausgangspunkt der Risikoanalyse ist in allen 
Fällen die Betrachtung einer bestimmten Gefahr, 
für deren Eintritt das zu erwartende Schadensaus
maß bestimmt werden soll. Bund und Länder hatten 
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bereits 2005 einen Bericht zu einer gemeinsamen 
bundeseinheitlichen Gefährdungsabschätzung er
stellt. Der darin enthaltene Kennziffernschlüssel 
für Gefährdungsarten soll u.a. als Grundlage für die 
Entwicklung von Szenarien im Rahmen der nun an
stehenden Risikoanalysen dienen. Die Beschreibung 
der Gefahr erfolgt in Form eines Szenarios. Hierbei 
handelt es sich um die Beschreibung des möglichen 
Ablaufs eines Ereignisses mit Gefährdungscharak
ter für festgelegte Schutzgüter. Es werden Intensität, 
Zeitpunkt, Dauer, räumliche Ausdehnung und Ein
trittswahrscheinlichkeit des jeweils betrachteten 
Ereignisses möglichst genau beschrieben. Auf dieser 
Grundlage wird das zu erwartende Schadensaus
maß unter Berücksichtigung der Schutzbereiche 
Mensch, Umwelt, Wirtschaft, Versorgung sowie 
immaterielle Werte bestimmt. 

Das Ergebnis der Risikoanalyse wird mit Hilfe 
einer Risiko-Matrix visualisiert, in die das Risiko, das 
mittels der Größen „Eintrittswahrscheinlichkeit“ 
und „Schadensausmaß“ bestimmt wurde, übertra
gen wird (Abb. 2). 

Beide Variablen werden in jeweils fünf Klas
sen unterschiedlicher Ausprägung aufgeteilt. Die 
Grenzwerte (Schwellenwerte) zwischen den einzel
nen Klassen richten sich dabei nach den jeweiligen 
Anforderungen der Anwender. Bei der Untersu
chung eines bestimmten Szenarios gelten auf unter
schiedlichen administrativen Ebenen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit unterschiedliche Schwellenwer
te (beispielsweise ist die Überschwemmung eines 
5 km2 großen Stadtteils für eine Kommune ein Er
eignis mit einem „großen“ Schadensausmaß, wäh
rend das gleiche Ereignis aus Landes- oder Bundes
sicht eher als „unbedeutend“ klassifiziert würde). 

Ziel der Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz 
ist die vergleichende Gegenüberstellung verschie
dener Risiken durch unterschiedliche Gefahren und 
Ereignisse (Szenarien) in der Risiko-Matrix. Dabei 
sind die Schritte der Risikoanalyse für alle relevan
ten Gefahren durchzuführen, deren jeweilige Risi
ken schließlich in der Risiko-Matrix in Relation zuei
nander dargestellt werden. Grundlage hierfür sind 
entsprechende Szenarien für verschiedene Gefahren 
und Eintrittswahrscheinlichkeiten, für die das je
weils zu erwartende Schadensausmaß ermittelt wird. 

Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse liefern 
die Grundlage für Entscheidungen in Risikomana
gement, Notfallplanung und Krisenmanagement. 

Hierzu zählt z.B. die Priorisierung von Maßnahmen 
zur Minimierung von Risiken und zur Vorbereitung 
auf unvermeidbare Ereignisse und deren Bewälti
gung. Darüber hinaus basieren auf den Ergebnissen 
der Risikoanalysen die nach § 18 (1) des Gesetzes 
über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des 
Bundes (ZSKG) ab 2010 jährlich vorgesehenen Be
richte an den Deutschen Bundestag. 

Im Sinne eines ganzheitlichen Bevölkerungs
schutzes sollen künftig unter Verwendung der Me
thode auf allen administrativen Ebenen Risikoana
lysen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich durch
geführt werden. Eine fachübergreifende Vernetzung 
vorhandener Erkenntnisse und Expertise liefert ei
nen wesentlichen Beitrag für den Erfolg der Risiko
analyse ebenso wie für die Akzeptanz der erzielten 
Ergebnisse. 

Nationale Gefährdungsanalyse „Risiken Schweiz“ 

In der Schweiz sind für den Schutz der Bevöl
kerung vor Gefahren und Notlagen, unter Vorbe
halt von bundesrechtlichen Kompetenzen, die Kan
tone zuständig. Der Bund sorgt zusammen mit den 
Kantonen für die Forschung im Bevölkerungs
schutz, insbesondere in den Bereichen Gefährdun
gen und Bewältigung von Katastrophen und Not
lagen. Um entsprechende maßnahmen zu planen 
und zu ergreifen, müssen die relevanten Gefähr
dungen und Risiken bekannt sein. 
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Abb. 2: Risiko-Matrix 
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Basierend auf einem Bundesratsbeschluss von 
Ende 2008 koordiniert das BABS die Arbeiten zur 
nationalen Gefährdungsanalyse „Risiken Schweiz“. 
Dieser Beschluss war notwendig, weil sich die Risi
koanalyse nicht nur auf Bevölkerungsschutz-rele
vante Gefährdungen bezieht.Um die Arbeiten breit 
abzustützen und einen Dialog über Risiken zu füh
ren, wurden drei Gremien mit unterschiedlicher Aus-

Die für die Gefährdungsanalyse als national relevan 
tung 

Die im Rahmen der Arbeiten als 
-

rios näher beschrieben und do
kumen 

Gefährdungskatalog 

Basisszenarien 

Risikobewertung 

Der Gefährdungskatalog ist eine 
möglichst umfassende Zusam
menstellung von Gefährdungen, 
welche die Bevölkerung und ihre 
Lebensgrundlagen heute und 
künftig gefährden können. 
Die Gefährdungen sind nicht 
priorisiert. 

Abb. 3: Die Produkte der nationalen Gefährdungsanalyse. 

richtung gebildet. Einerseits wurden auf Bundes
ebene eine Arbeitsgruppe mit Vertretern verschie
dener Bundesstellen sowie ein interdepartementa
ler Ausschuss mit je einer Vertretung pro Departe
ment und der Bundeskanzlei, welcher die Arbeiten 
beaufsichtigt und politisch-strategisch abstützt, 
gebildet. Andererseits wurde ein Forum mit Vertre
tern aus Kantonen, Wirtschaft und Wissenschaft 
geschaffen, welches zu einem Wissenstransfer und 
einer Validierung der Arbeiten beiträgt. 

„Risiken Schweiz“ ist eine periodisch zu ak
tualisierende Auslegeordnung relevanter Gefähr
dungen und deren Risiken für die Bevölkerung der 
Schweiz und ihre Lebensgrundlagen. „Risiken 
Schweiz“ soll den zuständigen Instanzen auf Stufe 
Bund und Kantone sowie für interessierte Dritte 
als Grundlage für eigene, weiterführende Arbeiten 
respektive zur Information dienen. 

„Risiken Schweiz“ stützt sich auf bestehendes 
Wissen und vermittelt durch einheitliche Unterla
gen ein generelles Risikobild. Es gibt Antwort auf 
die Frage „Was kann passieren?“ Es macht jedoch 
bewusst keine konkreten Empfehlungen zur Risiko
reduktion. Das Entwickeln von Strategien dazu 
und das Planen entsprechender maßnahmen ist 
Sache der zuständigen Fachstellen. 

Die Produkte der nationalen Gefährdungsanalyse 

Der Gefährdungskatalog ist eine möglichst 
umfassende und anpassbare Zusammenstellung von 
Gefährdungen, welche die Bevölkerung und ihre Le
bensgrundlagen heute und künftig gefährden kön
nen. Er gibt eine möglichst vollständige Übersicht 
über denkbare Ereignisse und Entwicklungen mit 
einer natürlichen, technischen oder gesellschaftli
chen (inkl. machtpolitischen) Ursache. Die Gefähr
dungen sind nicht priorisiert. Sie werden durch 
historische Beispiele und erläuternde Kurzkommen
tare illustriert. 

Die im Rahmen der Arbeiten als relevant ein
gestuften Gefährdungen aus dem Gefährdungska
talog werden mittels eines Basisszenarios näher be
schrieben und dokumentiert. Es soll den Nutzern 
eine möglichst anschauliche Darstellung möglicher 
Formen dieser Gefährdung und deren Auswirkun
gen vermitteln. Neben dem Ereignisablauf enthält 
es auch weiterführende Informationen wie z.B. re
levante Einflussgrößen, Dependenzen zu anderen 
Szenarien und weiterführende Literatur. 

Die für die nationale Ebene als relevant einge
stuften Szenarien (bzw. ihre Risikobewertung) wer
den für die nationale Gefährdungsanalyse in einer 
Risikomatrix vergleichend dargestellt. Die Methode 
dazu orientiert sich an den anerkannten Grundsät
zen der Risikoanalyse und wird im Laufe der Erar
beitung noch konkretisiert und mit den drei Gre
mien abgestimmt. 

Bis Ende 2010 wird der Bundesrat über den 
Stand der Arbeiten informiert und das weitere Vor
gehen vorgeschlagen. Ein wichtiges Anliegen wird 
dabei sein, „Risiken Schweiz“ als Prozess zu etablie
ren einen breit angelegten Wissens- und Informa
tionsaustausch zu fördern. Damit soll ein möglichst 
großes gemeinsames Verständnis für den künfti
gen Umgang mit Gefährdungen und den daraus 
resultierenden Risiken erzielt werden. 
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Kantonale Gefährdungsanalyse „KATAPLAN“ 

Um die Kantone bei der Durchführung einer 
umfassenden Gefährdungsanalyse und bei der Maß
nahmenplanung zu unterstützen, entwickelte das 
BABS den Leitfaden KATAPLAN. Damit soll erreicht 
werden, dass die Vorbeugung und die Bewältigung 
von Katastrophen und Notlagen auch im interkanto
nalen Verbund zweckmäßig geplant werden können. 

Der erste Teil von KATAPLAN beschreibt ein 
methodisches Vorgehen, wie die Gefährdungslage 
analysiert werden kann. Folgende vier Schritte 
sind erforderlich: 

•		 Auswählen der relevanten Gefährdungen: KATA
PLAN bietet einen generellen Gefährdungskata
log an, woraus die kantonalen Gefährdungen zu
sammengestellt werden können. 

•		 Erarbeiten spezifischer Szenarien: Die relevanten 
Gefährdungen werden mittels Szenarien beschrie
ben. Das Risiko wird von Experten und Fachstellen 
eingeschätzt bzw. aufgrund statistischer Daten 
bemessen. 

• Darstellen der Risiken: Die ermittelten Risiken 
werden in einer Risikomatrix dargestellt. Die Ma
trix bildet eine Grundlage für die Maßnahmen
planung. 

•		 Dokumentieren der Ergebnisse: Die Gefährdungs
analyse wird in einem Bericht dokumentiert. Die
ser enthält Empfehlungen für das weitere Vorge
hen und das Umsetzen der Ergebnisse. 

Der Leitfaden beruht auf Erfahrungen aus 
konkreten Arbeiten in drei Kantonen. Daher finden 
sich in KATAPLAN nicht nur Empfehlungen zur 
Analyse von Gefährdungen, sondern auch zur Orga
nisation und zum Ablauf. Im Anschluss an die Ana
lyse werden Maßnahmen geplant und umgesetzt. 
Idealerweise werden die beiden Schritte in einen 
zyklischen Risikomanagementprozess integriert. 

Auf Wunsch der Kantone begleitet das BABS 
die entsprechenden Arbeiten. Dieses Vorgehen hat 
sich bewährt, da sich so zum einen die Erfahrungen 
aus anderen Kantonen und des Bundes in Zusam
menhang mit Gefährdungsanalysen in das eigene 
Projekt integrieren lassen. Erkenntnisse aus den 
Kantonen können so zum anderen auch wieder in 
der nationalen Gefährdungsanalyse aufgenom
men werden. 

Grenzüberschreitender Bevölkerungsschutz 
auf der Grundlage des Bilateralen 
Hilfeleistungsabkommens 

Ende 1988 trat das deutsch-schweizerische 
Abkommen über die gegenseitige Hilfeleistung bei 
Katastrophen oder schweren Unglücksfällen in 
Kraft. Ein wesentlicher Aspekt des Abkommens be
zieht sich auf eine Zusammenarbeit bereits vor Ka
tastrophen oder schweren Unglücksfällen. Im Vor
dergrund steht hierbei der Wissens- und Erfah
rungsaustausch, um beispielsweise die jeweiligen 
Fähigkeiten und Potenziale kennenzulernen und 
im Voraus abstimmen zu können. Ausgehend von 
dieser gemeinsamen Informationsbasis entwickelt 
sich auf allen administrativen Ebenen die Zusam
menarbeit im Bevölkerungsschutz — aus der Vor
bereitung auf das außergewöhnliche Ereignis wird 
das selbstverständliche Arbeiten miteinander. 

Eine Reihe der mit der Gefahrenabwehr be
fassten Organisationen im grenznahen Raum haben 
beispielsweise grenzüberschreitende Vereinbarun
gen hinsichtlich gemeinsamer Übungen getroffen. 
Auch die konkrete Einbindung von Gefahrenabwehr-
potenzialen ist vielfach standardisiert. Auf den ver
schiedenen Verwaltungsebenen bestehen gute bila
terale Kontakte zwischen den deutschen und schwei
zerischen Partnerbehörden. In diesem konstruktiven 
Umfeld finden wichtige organisatorische Abstim
mungen statt. Insgesamt lässt sich feststellen, dass 
der Artikel 13 (Weitere Formen der Zusammenar
beit) im Abkommen vom 28. November 1984 zwi
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegen
seitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schwe
ren Unglücksfällen in den vergangenen Jahren be
reits umfangreich mit Leben gefüllt wurde. 

Einer grenzüberschreitenden Zusammenar
beit auch im Bereich Risikomanagement und hier
bei schwerpunktmäßig bei Risikoanalysen, kommt 
aus Sicht des BBK und des BABS eine bedeutsame 
Funktion zu. Eine weitere enge Kooperation zwi
schen BABS und BBK wird auch zukünftig wertvol
le Impulse für die Entwicklung des Bevölkerungs
schutzes liefern. 

Dr. Stefan Brem ist Chef Risikogrundlagen und Forschungskoor
dination im BABS, Dr. Andre Walter Referent im Referat Grund
satzangelegenheiten des Bevölkerungsschutzes, Risikomanage
ment, Notfallvorsorge im BBK. 
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„Experimentelle“ 

Partnerschaft
 
Dr. Karin Braun, BBK 

Sowohl Deutschland als auch die Schweiz sind Stand
orte großer und bedeutender Chemieunterneh
men. Mehrere Millionen Tonnen unterschiedlicher 
Chemikalien werden hier produziert, gelagert, 
transportiert und verarbeitet. Trotz strenger Geset
ze und scharfer Sicherheitsvorkehrungen lassen 
sich jedoch Unfälle, bei denen Gefahrstoffe unbe
absichtigt austreten und so zu einer Gefährdung 
von Menschen, Tieren und Umwelt führen, nicht 
immer vermeiden. 

Auch die veränderte Sicherheitslage mit der 
Bedrohung durch terroristische Anschläge kann 
Auslöser einer solchen — dann vorsätzlich her
beigeführten — Gefahrenlage sein. Für die Wir
kung auf Betroffene ist es dabei unerheblich, 
welcher Grund für das Freiwerden von CBRN-
Gefahrstoffen verantwortlich ist. 

Erforderlich ist die schnelle und ge
naue Vor-Ort-Detektion der freigesetzten 
Gefahrstoffe mit entsprechenden Metho
den und Verfahren. Sie erlaubt es in jedem 
Krisenfall, zeitnah Rettungsmaßnahmen 
einzuleiten und kann so Menschenle
ben retten. 

2007 wurde im Bundeskabinett 
das Programm „Forschung für die zivi
le Sicherheit“ verabschiedet. Für eine 
erste Förderperiode stellt das Bundes
ministerium für Bildung und For
schung (BMBF) bis zum Jahr 2010 
Haushaltsmittel in Höhe von rund 123 Mil
lionen Euro zur Verfügung. Ziel des Sicherheitsfor
schungsprogramms ist es, durch die Entwicklung 
innovativer Lösungen, die zivile Sicherheit der Bür
gerinnen und Bürger in Deutschland zu erhöhen. 
Die Ergebnisse des Sicherheitsforschungsprogramms 
sollen dazu beitragen, die Ursachen der Gefahren 
für die zivile Sicherheit frühzeitig zu erkennen, die
sen wirksam zu begegnen und effiziente Organisa

tionsformen und technische Mittel zur Prävention 
von Gefahren sowie zur Abwehr und Bewältigung 
von Anschlägen und Katastrophen zu entwickeln. 

Dabei ist der interdisziplinäre, ressortüber
greifende Ansatz der Erforschung 

von Querschnittstech
nologien in 

Technologieverbün
den von entscheidender Bedeu
tung. Es gilt die gesamte Innovationskette von der 
Forschung über die Industrie bis zu den staatlichen 
oder privatwirtschaftlichen Endnutzern einzube
ziehen. 
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Insbesondere durch die Einbeziehung von 
Endnutzern wird eine praxisorientierte, anwen
dungsnahe Ausrichtung der Forschungsprojekte 
sichergestellt und dafür Sorge getragen, dass die 
Ergebnisse sich schnell und wirksam zur Erhöhung 
der Sicherheit umsetzen lassen. Dies war ein wich
tiger Grund für das BBK, sich intensiv an mehreren 
Projekten des nationalen Sicherheitsforschungs
programms zu beteiligen und die Rolle des End
nutzers wahrzunehmen. 

Die moderne Analytik ermöglicht es zwar 
schon heute, viele Gefahrstoffe zu detektieren und 
zu identifizieren. Gleichwohl besteht weiterhin 
Forschungsbedarf, denn die derzeit verfügbaren 
Methoden sind häufig zeitaufwendig, nicht als 
mobile Geräte vor Ort einsetzbar oder sehr komplex 
in ihrer Bedienung. Ein Bereich des Programms für 
die zivile Sicherheit wid
met sich daher dem The
menkomplex „Techno
logien zur raschen und 
mobilen Erkennung 
von Gefahrstoffen“. 

Bei der Freiset
zung von giftigen che
mischen Substanzen 
sind es vor allem gasför
mige oder leicht flüch
tige Stoffe, die ein be
sonders hohes Gefähr
dungspotenzial besit
zen. Diese können sich 
leicht mit dem Wind 
ausbreiten, werden 
von Betroffenen über 
die Atmung schnell in 
den Körper aufgenom
men und stellen somit 
eine besondere Gefähr
dung für die Bevölke
rung und ungeschützte Einsatzkräfte dar. Ihre 
akut toxische Wirkung auf die Betroffenen erfor
dert schnelle und gezielte Gegenmaßnahmen. 
Eine Voraussetzung hierfür ist die Eingrenzung 
des betroffenen Bereiches durch Detektion des Ge
fahrstoffes sowie dessen Identifikation und Kon
zentrationsbestimmung. Hierbei ist sehr wichtig, 
dass Messgeräte, die bei einem solchen Ereignis 
zum Einsatz kommen, diese Substanzen bereits bei 

Konzentrationen unterhalb einer für den Menschen 
schädlichen Konzentration schnell und zuverlässig 
erkennen sowie eindeutig warnen. Am besten hier
für geeignet sind tragbare, feldtaugliche Messge
räte, die die benötigten Daten direkt vor Ort erhe
ben können. 

Zur Verbesserung dieser Fähigkeiten wird im 
Rahmen der Forschung für die zivile Sicherheit im 
Themenkomplex „Technologien zur raschen und 
mobilen Erkennung von Gefahrstoffen“ das Projekt 
DACHS („Detektoren-Array mit Chromatograph 
zur Identifikation toxischer Substanzen“) gefördert. 
Ziel des Projektes ist die Entwicklung eines Detek
torsystems für eine schnelle Vor-Ort-Analyse von 
toxischen Industriechemikalien und chemischen 
Kampfstoffen. Das neue System soll Gasproben au
tomatisch anreichern, die einzelnen Bestandteile 

eines Gemisches gaschromatographisch vortrennen 
und anschließend die Einzelkomponenten identifi
zieren. Es wird sich um ein mobiles, hand getragenes 
Messsystem handeln, das einfach zu bedienen ist 
und eine sichere Interpretation der Ergebnisse er
laubt. Das BBK hat hierbei die Rolle des Endnutzers 
übernommen und wird diese unter Einbeziehung 
weiterer Partner, wie zum Beispiel der Feuerwehren, 
des Bundeskriminalamtes oder des Zolls, ausüben. 
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Auch ist es vorgesehen, das Labor Spiez mit seinen 
umfangreichen analytischen Laborkompetenzen 
in das Projekt einzubinden. Grundlage hierfür ist 
der langjährig bestehende partnerschaftliche Er
fahrungs- und Informationsaustausch dieser beiden 
Institutionen. 

Ein wichtiger Aufgabenblock, den das BBK 
im Rahmen des Projektes übernommen hat, ist die 
Begleitung der messtechnischen Entwicklungs-

schritte des Projektes sowie insbesondere die Prü
fung der entwickelten Funktionsmuster. Hierzu 
wird nach einem definierten Prüfplan das Verhalten 
des Detektoren-Arrays bei seiner Beaufschlagung 
mit Industriechemikalien und chemischen Kampf
stoffen geprüft und dokumentiert. Insbesondere 
die Nachweisfähigkeit des Funktionsmusters gegen
über Kampfstoffen wird das BBK bei dem Partner 
in der Schweiz prüfen lassen. Die Ergebnisse fließen 
in Maßnahmen zur Weiterentwicklung des Funkti
onsmusters ein. 

Alle Erprobungen mit giftigen Industrieche
mikalien führt das BBK in seinen eigenen Laboren 
durch. Als Kernelement zur Überprüfung des ent
wickelten Funktionsmodells „DACHS“ steht dem 
BBK dazu eine moderne Gasmischapparatur zur Ver
fügung. Diese ermöglicht es, mit nur sehr geringen 
Mengen toxischer Substanzen arbeiten zu müssen, 

so dass auch den Aspekten des Arbeitsschutzes op
timal Rechnung getragen wird. 

Mit der Gasmischapparatur ist es möglich, 
von einer Vielzahl chemischer Stoffe definierte 
Gas- Luft-Mischungen auch in sehr niedrigen Kon
zentrationen zu erzeugen, um so die Nachweis-
grenzen und die Reaktionszeit von Messgeräten 
festzustellen. Die Gasmischapparatur kann zusätz
lich auch dynamische Gas-Luft-Gemische erzeu

gen, d.h. die Konzentra
tion des Prüfgases ver
ändert sich im Laufe 
der Versuchsdurchfüh
rung. Dies simuliert 
reale Einsatzbedingun
gen, da auch an der Ein
satzstelle durch Luftbe
wegungen eine gleich
bleibende Konzentrati
on eines Schadstoffes 
sehr unwahrscheinlich 
ist. Gerade aber solche 
dynamische Konzentra
tionsverläufe stellen für 
viele Messgeräte eine 
große Herausforderung 
dar. Das BBK wird im 
Laufe des Projektes 
DACHS daher das Funk

es ABC-Schutzes bearbeitet werden. 
(Foto: BABS) tionsmodell mit ausge

wählten Industrieche
mikalien beaufschlagen und die Funktionsfähigkeit 
des Gerätes sowie die Richtigkeit der Geräteanzeige 
bei jeder definierten Prüfbedingung auf Herz und 
Nieren untersuchen. Mit Nervenkampfstoffen wird 
im Labor des BBK jedoch nicht gearbeitet. Die 
Überprüfung der Funktionsfähigkeit des Gerätes 
sowie der Anzeige bei Beaufschlagung mit chemi
schen Kampfstoffen soll daher von unserem Part
nerlabor in Spiez vorgenommen werden. Dieses 
Labor ist insbesondere auf die Kampfstoffanalytik 
spezialisiert und verfügt über drei Messapparatu
ren, welche genaue Konzentrationen der Kampf
stoffe bei verschiedenen Luftfeuchtigkeiten erzeu
gen können. 

Seit Mai 2010 sind die physikalischen und 
chemischen Laboratorien des BBK in die Liegen
schaft des Bestückungslagers in Bonn-Dransdorf 
umgezogen. Dies wurde verbunden mit einer 
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deutlichen Modernisierung der Ausstattung. In 
den beiden Laboren werden einerseits Methoden, 
Verfahren und Systeme für den Bevölkerungs
schutz entwickelt und in praktische Lösungen für 
den Bevölkerungsschutz umgesetzt und anderer
seits Erprobungen und Funktionstests an der er
gänzenden Ausstattung des Katastrophenschutzes 
der Länder durchgeführt sowie die Qualitätssiche
rung der Ausstattung gewährleistet. 

Dies schließt sowohl die Rückhaltefähigkeit 
von Schutzausrüstungen, wie z.B. Chemikalien
schutzanzügen, Atemschutzmasken, Chemikalien
schutzhandschuhen oder Gummistiefeln, als auch 
die Funktionsfähigkeit von CBRN-Nachweisgeräten 
und die Wirksamkeit von Dekontaminationsmittel 
und -verfahren ein. 

Wie eingangs erwähnt, ist ein besonders 
wichtiger Aspekt bei chemischen Gefahrenlagen 
der zeitgerechte Nachweis der chemischen Sub
stanz, da nur so rechtzeitig wirksame Gegenmaß
nahmen ergriffen werden können. Dies gilt allge
mein für jede Freisetzung eines CBRN-Stoffes. Das 
BBK räumt daher dieser Thematik einen hohen 
Stellenwert ein. Gemeinsam mit den Feuerwehren 
werden die Anforderungen an mobile, feldtaugli
che Messgeräte definiert und im BBK labormäßig 
geprüft. So müssen die Geräte für den Feldeinsatz 
ausreichend autark, mobil und kompakt sein. Gleich
zeitig müssen sie die Bedienung und das Ablesen 
der Messergebnisse unter Tragen von persönlicher 
Schutzausrüstung bei allen Witterungs- und Licht
verhältnissen erlauben. 

Das wichtigste Kriterium ist jedoch die jeder
zeit zuverlässige Anzeige der Messdaten. Im Rah
men des Bevölkerungsschutzes ist es wichtig, mög
lichst die gesamte Palette der toxischen Chemika
lien bereits in niedrigen, für den Menschen noch 
unschädlichen Konzentrationen anzuzeigen sowie 
in radiologischen Einsätzen bereits geringe Anteile 
ionisierender Strahlung zusätzlich zum immer vor
handenen Untergrund zu erkennen. Dabei gilt es 
Fehlalarme auf ein Minimum zu reduzieren bzw. 
idealerweise ganz auszuschließen, um das Vertrau
en der Einsatzkräfte in die Messtechnik aufrecht 
zu erhalten. Im BBK werden daher seit vielen Jahren 
handelsübliche Messgeräte für CBRN-Einsätze hin
sichtlich ihrer Verwendung im Bevölkerungs
schutz geprüft und weiterentwickelt. Unter den ver
schiedensten Messbedingungen wird die Empfind

lichkeit der Messgeräte für ihren jeweiligen Ein
satzzweck untersucht. 

Darüber hinaus werden Erprobungen der 
elektrischen Sicherheit, der Einsatzzeiten unter ver
schiedenen Bedingungen sowie der mechanischen 
Widerstandsfähigkeit durchgeführt. Diese Unter
suchungen werden auch unter verschiedenen kli
matischen Bedingungen durchgeführt. Hierzu ist 
eine sog. Klimakammer vorhanden, mit der so
wohl der Temperaturbereich als auch die jeweilige 
Luftfeuchte variiert und automatisch durchlaufen 
werden kann. Die für den Einsatz im Zivilschutz 
vorgesehenen Messsysteme werden auch mit Hilfe 
einer computergesteuerten Schwingprüfanlage 
auf ihr Verhalten bei Vibrationen und Stößen und 
damit ihre Tauglichkeit für eine Verwendung in 
Fahrzeugen untersucht. 

Außerdem werden Messgeräte für den Nach
weis von radioaktiven Stoffen und Verunreinigun
gen (Kontaminationen) zusätzlich in einem Strah
lenfeld hinsichtlich ihrer Messgenauigkeit in den 
möglichen Messbereichen untersucht. Auch hierzu 
sind computerunterstützte Messsysteme vorhan
den, mit denen diese unterschiedlichen Feldbedin
gungen nachgestellt werden können. Diese Anlage 
wird umzugsbedingt aktualisiert und in einem ei
genen Laborraum aufgebaut. 

Das BBK verfügt nicht über eigene biologi
sche Labore. Demzufolge kommt der partner
schaftlichen Kooperation mit in- sowie ausländi
schen Einrichtungen zur Funktionsprüfung von 
biologischer Probenahme- und Nachweistechnik 
eine besondere Rolle zu. Wir freuen uns bereits 
jetzt auf die Inbetriebnahme des biologischen Si
cherheitslabors in Spiez und möchten die Zusam
menarbeit mit dem Labor gerne weiter intensivie
ren. 

Dr. Karin Braun ist Leiterin des Referates Technischer 
CBRN-Schutz im Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe BBK. 
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Psychologische Nothilfe und 
psychosoziale Notfallversorgung 
Qualitätssicherung in der Schweiz und in Deutschland 

Verena Blank-Gorki, BBK, Daniel Rebetez, BABS, Dr. Jutta Helmerichs, BBK 

Schwere Not- und Unglücksfälle sowie Katastrophen 
erfordern nicht nur medizinische und technische 
Hilfeleistungen. Auch den psychischen Folgen ex
trem belastender Ereignisse muss adäquat begeg
net werden. Weltweite Unglücksfälle und Katastro
phen wie bspw. die Terroranschläge vom 11. Sep
tember 2001 in den USA oder die Flutkatastrophe in 
Südostasien 2004 haben den Blick hierfür geschärft 
und in vielen Ländern zur (Fort-)Entwicklung psycho
sozialer Versorgungsangebote geführt. In der 
Schweiz und in Deutschland gehört die psychosozia
le bzw. psychologische Betreuung nach Extremer
eignissen mittlerweile zum Versorgungsstandard. 
Beide Länder verfügen über ein umfassendes psy
chosoziales Betreuungssystem, durch das Betroffene 
und Einsatzkräfte nach belastenden Ereignissen 
angemessene Unterstützung erfahren. In Deutsch
land spricht man in diesem Zusammenhang von 
psychosozialer Notfallversorgung, in der Schweiz 
von psychologischer Nothilfe. 

Um zu gewährleisten, dass im Einsatzfall den 
betroffenen Menschen auch fachgerechte und an
gemessene psychosoziale Betreuung zur Verfügung 
steht, wurden in beiden Ländern in den vergange
nen Jahren die Bemühungen um eine umfassende 
Qualitätssicherung für die psychosoziale Notfall
versorgung bzw. für die psychologische Nothilfe ver
stärkt. So kamen fachliche Diskussions- und Abstim
mungsprozesse in Gang, aus denen Leitlinien und 
Standards hervorgegangen sind, die den entschei
denden Grundstein für eine qualitativ hochwertige, 
strukturierte und evidenzbasierte psychosoziale 
Arbeit bilden. Getragen werden diese Arbeiten je
weils durch nationale multidisziplinäre Netzwerke 
aus Praxis und Wissenschaft, an denen das Bundes
amt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 

(BBK) in Deutschland und das Bundesamt für Be
völkerungsschutz (BABS) in der Schweiz federfüh
rend beteiligt sind. 

Das Nationale Netzwerk Psychologische 
Nothilfe in der Schweiz 

Die Auswertung des Amoklaufs von Zug 
(27. September 2001) zeigte auf, dass fehlende Richt
linien und unterschiedliche Standards in der psy
chologischen Nothilfe zu Verwirrungen und Unklar
heiten, selbst unter den spezialisierten Fachleuten 

In der Steuerungsgruppe NNPN vertretene Partner 

• Arbeitsgemeinschaft Notfallseelsorge Schweiz 
• Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
• Förderation der Schweizer Psychologinnen und Psychologen 
• Geschäftsstelle Koordinierter Sanitätsdienst 
• Schweizer Armee 
• Schweizerische Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie 
• Schweizerischen Fachgesellschaft für Kinder- und Jugend-Psychiatrie 

und -Psychotherapie 
• Schweizerisches Rotes Kreuz 

und Helfern, führten. Diese Situation veranlasste 
Nationalrat Dr. med. Felix Gutzwiller am 21. März 
2002 eine Motion* mit folgendem Wortlaut einzu
reichen: Der Bundesrat wird eingeladen, zum 
Schutz der Bevölkerung die notwendigen Mssnah
men zu treffen, damit bei Schadenereignissen und 
Katastrophen eine effiziente psychische Nothilfe 
gewährleistet werden kann. Insbesondere geht es 

* Im schweizerischen Recht der Antrag eines Parlamentariers 
auf Ausarbeitung eines Gesetzes oder Beschlusses durch die Re
gierung. 

BEVÖLKERUNGSSCHUTZ 2 2010 1212 



darum, verlässliche Richtlinien und Standards auszu
arbeiten, die wissenschaftlichen Kriterien genügen 
und auf die sich der Bund, die Kantone, die Gemein
den und Risikobetriebe bei Bedarf stützen können. 

In der Schweiz beschäftigt sich seither das 
Nationale Netzwerk Psychologische Nothilfe (NNPN) 
mit der Entwicklung von Leitlinien und Standards 
für die psychologische Nothilfe. Beim NNPN handelt 
es sich um eine ständige Fachkommission, die 
durch den Beauftragten des Bundesrates für den 
Koordinierten Sanitätsdienst eingesetzt wurde. 

Anfang 2006 konnten die in Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr, der Polizei und den Rettungs
diensten erarbeiteten „Einsatzrichtlinien und Aus
bildungsstandards für die psychologische Nothilfe“ 
herausgegeben werden. Bis heute haben sich rund 
20 Organisationen verpflichtet diese Richtlinien 
und Standards anzuwenden. Damit wurde in der 
Schweiz das Ziel einer effizienten psychologischen 
Nothilfe mit einem gemeinsamen Verständnis 
über deren Einsatz bei allen beteiligten Partnern 
weitgehend erreicht. 

Zudem wurde im BABS der Bedarf an Ausbil
dung in psychologischer Nothilfe im Jahr 2001 er
kannt. Für die Entwicklung, Durchführung und 
Qualitätssicherung der notwendigen Ausbildung 
wurde ab Beginn die Zusammenarbeit mit der Fö
deration der Schweizer Psychologinnen und Psy
chologen gesucht. Bis heute haben rund 3000 Teil
nehmende einen oder mehrere der Kurse für Peers 
und Mitglieder von Care Teams absolviert. Die Teil
nehmenden stammen aus Zivilschutz, Feuerwehr, 
Polizei, Gesundheitswesen, Care Teams, der Armee 
und der Bundesverwaltung. 

Der Konsensus-Prozess in Deutschland 

In Deutschland wird seit 2007 im Rahmen ei
nes Konsensus-Prozesses an konkreten Qualitäts
standards und Leitlinien gearbeitet. Bemühungen 
um die Qualitätssicherung in der psychosozialen 
Notfallversorgung gab es allerdings schon in den 
Jahren zuvor. Neben zwei Workshoptagungen 
2000 und 2005 sind zwei Forschungsprojekte beson
ders hervorzuheben, die in den vergangenen Jah
ren im Auftrag des Bundesamtes für Bevölkerungs
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) durchgeführt 
worden sind. 

Ein Team um Prof. Dr. Irmtraud Beerlage (FH 
Magdeburg-Stendal) arbeitete an der „Entwicklung 
von Standards und Empfehlungen für ein Netzwerk 
zur bundesweiten Strukturierung und Organisation 
psychosozialer Notfallversorgung“, während Prof. 
Dr. Willi Butollo (Ludwig-Maximilians-Universität 
München) mit seinen Mitarbeitern zur „Primären 
und sekundären Prävention im Einsatzwesen“ ge
forscht hat. 

Am Konsensus-Prozess beteiligte Partner 

•	 Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e.V. 
•	 Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der 

Bundesrepublik Deutschland e.V. 
•	 Auswärtiges Amt 
•	 Bayerisches Staatsministerium des Innern 
•	 Bundesarbeitsgemeinschaft Psychosoziale Unterstützung Einsatzkräfte 
•	 Bundesverband der Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
•	 Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. 
•	 Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
•	 Bundesärztekammer 
•	 Bundespsychotherapeutenkammer 
•	 Bundeskriminalamt 
•	 Bundesministerium des Innern 
•	 Bundesministerium der Verteidigung 
•	 Bundespolizei 
•	 Bundesvereinigung Stressbearbeitung nach belastenden Ereignissen e.V. 
•	 Deutsche Gesellschaft für Katastrophenmedizin e.V. 
•	 Deutsche Gesellschaft für posttraumatische Stressbewältigung e.V. 
•	 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
•	 Deutsches Rotes Kreuz e.V. 
•	 Deutscher Feuerwehrverband 
•	 Deutschsprachige Gesellschaft für Psychotraumatologie e.V. 
•	 Freie Universität Berlin 
•	 Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 
•	 Hochschule Magdeburg-Stendal (FH) 
•	 Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
•	 Konferenz der Diözesanbeauftragten für die katholische 

Notfallseelsorge 
•	 Konferenz Evangelische Notfallseelsorge in Deutschland 
•	 Ludwig-Maximilians-Universität München 
•	 Malteser Hilfsdienst e.V. 
•	 Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz 
•	 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport 
•	 Schutzkommission beim Bundesminister des Innern 
•	 Senatsverwaltung für Inneres und Sport Berlin 
•	 Universität Freiburg 

Auf Basis der Ergebnisse der Forschungspro
jekte wurde der Konsensus-Prozess — empfohlen von 
der Schutzkommission beim Bundesminister des 
Innern — durch das BBK initiiert. Hieran beteiligt 
sind alle Organisationen und Institutionen, die die 
psychosoziale Notfallversorgung in Deutschland ver
antworten, anbieten und durchführen, sowie eine 
Vielzahl an Bundesländern und diverse Hochschulen. 

Der Konsensus-Prozess ist auf drei Jahre ange
legt und endet im November 2010 mit einer großen 
Abschlusskonferenz. Wie bereits auf zwei zwischen-
zeitlichen Konsensus-Konferenzen in den Jahren 
2008 und 2009 sollen auch hier Leitlinien und Stan
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dards zu relevanten Themenfeldern der psychosozia
len Notfallversorgung verabschiedet werden. Ent
scheidend für die Verbindlichkeit der Ergebnisse ist 
die freiwillige Selbstverpflichtung aller beteiligten 
Partner. 

Gemeinsame Ziele und nationale Besonderheiten 

Ein Blick auf die Qualitätssicherungsprozesse 
in der Schweiz und in Deutschland macht viele Ge
meinsamkeiten, aber auch einige Unterschiede deut
lich. Inhaltlich sind sich beide Länder auf zahlrei
chen Ebenen einig und verfolgen ähnliche Ziele. So 
stehen sowohl im schweizerischen als auch im deut
schen Qualitätssicherungsprozess Regelungen für 
einen einheitlichen Sprachgebrauch, Lösungen für 
die strukturelle Einbindung der psychologischen 
Nothilfe bzw. der psychosozialen Notfallversorgung 
in bereits bestehende Strukturen sowie Empfeh
lungen für Aus- und Fortbildung des psychosozialen 
Fachpersonals auf der Tagesordnung. 

Die Auseinandersetzung mit den genannten 
Aspekten war und ist notwendig, da in den Nachbar
ländern jeweils nicht nur eine zentrale Organisati
on oder Institution für das Feld der psychosozialen 
Betreuung nach Extremereignissen verantwortlich 
ist. Nicht zuletzt bedingt durch ähnliche föderale 
Strukturen verfügen die Schweiz und Deutschland 
über ein vergleichbares psychosoziales Betreuungs
system, das einerseits weit verzweigt und ausdiffe
renziert, aber andererseits manchmal auch unüber
sichtlich und uneinheitlich ist. Aus diesem Grund 
wird hier wie dort das Ziel verfolgt, bei allen betei
ligten Partnern ein gemeinsames Verständnis zu 
erlangen, das vor allem in Großschadenslagen von 
besonderer Bedeutung ist. 

Trotz ähnlicher Ausgangslagen und gemein
samer Ziele sind Ausgestaltung und Ergebnisse der 
Bemühungen um Leitlinien und Standards nicht 
immer gleich. Vielmehr zeigen sich einige Unter
schiede, die auf landesspezifische Voraussetzungen 
und gewachsene Strukturen zurückgehen. So sind 
auch die unterschiedlich verwendeten Begriffe zu 
erklären. Das ungleiche Begriffspaar „Psychosozia
le Notfallversorgung“ und „psychologische Nothilfe“ 
spiegelt das wieder. Beide meinen in der Tendenz 
das Gleiche, haben aber trotzdem unterschiedliche 
Schwerpunktsetzungen. Ähnliches gilt für die Lö

sungen der strukturellen Einbindung der psycholo
gischen Nothilfe bzw. der psychosozialen Notfall
versorgung in bestehende Einsatzabläufe — vor al
lem bei Großschadenslagen. In den bereits beste
henden Leitlinien und Standards wird hierzu unter 
anderem die Einbindung von speziell ausgebildeten 
Führungskräften empfohlen, die eine koordinie
rende und leitende Funktion im Bereich der psycho
sozialen Belange eines Einsatzes haben. Unter
schiedlich ist auch hier die sprachliche Bezeichnung: 
„Koordinator der psychologischen Nothilfe“ und 
„Fachberater PSNV“ bzw. „Leiter PSNV“. Ebenso sind 
die Aufgabenbeschreibung sowie die vorgeschla
gene Ausbildung zwar miteinander vergleichbar, 
aber nicht ganz deckungsgleich. 

Qualitätssicherung in der Zukunft: 
Gemeinsame Perspektiven 

Auch zukünftig sollen die Arbeiten zur Quali
tätssicherung in der Schweiz und in Deutschland 
fortgesetzt werden. Die bisherigen Leitlinien und 
Standards bilden entscheidende Grundlagen für 
eine fachlich fundierte und evidenzbasierte psycho
logische Nothilfe bzw. psychosoziale Notfallversor
gung. Sie halten den derzeitigen Status quo fest, 
bieten aber ausreichend Raum für notwendige Wei
terentwicklungen, um auf neue Forschungsergeb
nisse aus der Wissenschaft oder systematische Er
kenntnisse aus der Praxis reagieren zu können. So 
wird in der Schweiz auch weiterhin das NNPN als 
ständiges Gremium die stetige Verbesserung der 
psychologischen Nothilfe vorantreiben. In Deutsch
land wird der Konsensus-Prozess zur psychosozia
len Notfallversorgung in seiner jetzigen Form Ende 
2010 abgeschlossen. Allerdings sind hier bereits 
neue Formen gefunden worden, um der wichtigen 
Aufgabe der Qualitätssicherung weiterhin gerecht 
zu werden. Das BABS und das BBK werden sich hier
bei auch in den kommenden Jahren in bewährter 
Art und Weise austauschen und fachlich unterstüt
zen, so dass qualitativ hochwertige psychologische 
Nothilfe bzw. psychosoziale Notfallversorgung 
nicht von Ländergrenzen bestimmt sein wird. 
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Dicke Luft?
 
Einsatz der Analytischen Task Force in der Schweiz bei der 
Fußballeuropameisterschaft 2008 

Mario König und Dr. Ralph Rudolph, Berufsfeuerwehr Mannheim 

Aufgaben der Analytischen Task Force 

Die Analytische Task Force (ATF) ist eine vom 
Bundesministerium des Inneren über das Bundes
amt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) geförderte Einrichtung, die von Berufsfeuer
wehren (Hamburg, Dortmund, Köln, Mannheim, 
München), dem Landeskriminalamt Berlin und dem 
Institut der Feuerwehr in Heyrothsberge betrieben 
wird. 

Aufgabe der sieben Standorte ist es, bei chemi
schen Gefahrenlagen die lokalen Gefahrenabwehr
kräfte der Feuerwehr zu unterstützen. Dazu verfügen 
die ATF über einen umfangreichen analytischen 
Gerätepark, darunter ein Infrarotspektrometer zur 
Untersuchung von Festkörpern und Flüssigkeiten, 
einen Gaschromatographen mit Massenspektrome
ter für die Analyse flüchtiger Substanzen und ein 
Multisensorarray, in das ein Ionenmobilitätsspektro
meter, ein Photoionisationsdetektor und andere 
Sensoren integriert sind, sowie ein Gerät zur Ferner
kundung von Gefahrstoffen (SIGIS 2) in der Atmo
sphäre, auch über größere Entfernungen hinweg. 

Die jeweiligen Einheiten sind luftverlastbar 
und jeder Punkt Deutschlands soll in maximal zwei 
Stunden erreicht werden können. Neben der Iden
tifikation von Stoffen, und in bestimmten Grenzen 
auch ihrer mengenmäßigen Bestimmung, besteht 
auch die Aufgabe, mögliche Gefahren, die von radio
aktiven Nukliden- oder Mikroorganismen ausge
hen, zu erkennen. 

Neben den rein messtechnischen Fähigkeiten 
besteht das zweite Standbein einer ATF darin, so
wohl den Einsatzleiter, meistens von der Feuerwehr 
gestellt, als auch Mediziner und Vertreter der Um
weltschutzbehörde, mit Informationen für ihre je
weiligen Aufgaben zu versorgen. Dazu dient ein 

Expertennetzwerk, das aus Fachleuten der verschie
densten wissenschaftlichen Disziplinen besteht, die 
im Hintergrund des Einsatzes mit den vor Ort er
mittelten Daten arbeiten, diese auswerten und be
werten. 

Aufstellungsort von SIGIS 2 im Bereich des Public Viewing in Bern. 

Das Fernerkundungsgerät SIGIS 2 

Die Entwicklung von SIGIS 2 (Scannendes In
frarot Gas-Visualisierungssystem) folgte aus einem 
Forschungsauftrag der vom BBK an die TU Ham
burg-Harburg vergeben worden war. Das Messver
fahren des Gerätes beruht auf der Infrarotspektro
skopie. Im Verlauf einer Messung werden sowohl 
die Zusammensetzung einer Wolke als auch ihre 
räumliche Ausdehnung identifiziert. 

Jeder Körper strahlt, abhängig von seiner Tem
peratur, infrarotes Licht aus, das für das menschli
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che Auge unsichtbar ist. Die normalerweise in der 
Atmosphäre enthaltenen Gase stellen für das infra
rote Licht kein Hindernis dar. 

Wird nun von einer Fläche hinter einer Gas
wolke infrarotes Licht ausgesendet und passiert da
bei die Gefahrstoffwolke, treten die Moleküle die
ser Wolke mit dem infraroten Licht in Wechselwir
kung und verändern es dabei. SIGIS 2 hat die Auf
gabe, diese Veränderung zu erkennen, auszuwerten 
und auf einem Bildschirm darzustellen. Für Frage
stellungen, bei denen Stoffkonzentrationen benö
tigt werden, werden zwei Geräte benötigt, da die 
Wolke in diesem Fall dreidimensional erfasst wer
den muss. 

Messungen im Bereich des Public Viewing in Bern. 
(Fotos: BF Mannheim) 

Vorbereitende Maßnahmen 

Die ersten Kontakte zwischen der ATF und der 
Schweiz gehen zurück auf einen Vortrag vor der 
Kom ABC, bei der die ATF — als deutsche Entspre
chung zur EEVBS* — vorgestellt und der geplante 
Einsatz bei der Fußball WM 2006 angesprochen 
wurde. In der Folge wurde im Herbst 2006 von den 
Erfahrungen bei der WM berichtet, so auch vom 
Einsatz des Fernerkundungsgerätes SIGIS 2. Im Vor
feld der Europameisterschaft gab es dann im Jahr 
2007 abermals zwischen den Schweizer Kollegen des 
BABS und Ansprechpartnern aus Österreich, hier 

insbesondere die Berufsfeuerwehr Wien, und der 
ATF Mannheim Gespräche mit ersten Gedanken 
über eine mögliche Unterstützungsleistung durch 
eine ATF. 

In Wien wurden im Herbst desselben Jahres 
die Feuerwehr Wien im Rahmen des Papstbesuches 
in Österreich mit Personal und dem Einsatz von SI
GIS 2 unterstützt. 

Nachdem die offiziellen Anfragen aus der 
Schweiz und Österreich beim BBK eingetroffen wa
ren, wurde intern geklärt, dass die ATF Mannheim 
in die Schweiz und die ATF Hamburg nach Österreich 
fahren sollten. Die Standorte Berlin und Heyroths
berge blieben im Bundesgebiet als nationale Ein
satzreserve stationiert. Zu diesem Zeitpunkt gab 
es in Deutschland erst vier ATF-Standorte. 

Durch die bereits seit vielen Jahren engen 
Kontakte zwischen der ATF Mannheim und dem La
bor Spiez konnte nach der offiziellen Auftragsertei
lung sehr schnell die Detailplanung beginnen. Auf
grund der Lageanalyse und den in der Schweiz ver
fügbaren Ressourcen wurde von der Schweizer Sei
te ausschließlich die Fernerkundungskomponente 
SIGIS 2 benötigt. 

Für den optimalen Einsatz der Infrarotferner
kundungstechnik bei Großveranstaltungen ist es 
wichtig, einen passenden Standplatz zu beziehen. 
Nachdem im Vorfeld von der Schweizer Seite fest
gelegt worden war, dass die Spielstädte Basel und 
Bern betreut werden sollten, wurden in beiden 
Städten sowohl die in Frage kommenden Stadien, 
als auch die Public Viewing Bereiche begangen und 
aus einsatztaktischer Sicht interessante Aufstellungs
flächen bestimmt. Zusammen mit den örtlichen 
Partnern wurden dann als nächstes die tatsächlich 
verfügbaren Standflächen festgelegt und die not
wendigen Infrastrukturmaßnahmen geklärt. 

Mit Abschluss der technischen Fragen wurde 
anschließend bei der Berufsfeuerwehr Mannheim 
die Personalgewinnung betrieben. Es musste je
weils eine Führungskraft (Berufsausbildung Chemi
ker) und ein Mitarbeiter mittlerer Dienst (bevorzugt 
aus einem Ausbildungsberuf mit Laborerfahrung) 
gefunden werden, die für den erforderlichen Zeit
raum von drei Wochen zur Verfügung standen, da 
diese Aufgaben außerhalb des normalen Einsatz

* Einsatzequipe VBS (VBS = Eidgenössisches Department für 
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport) 
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dienstes in der Freizeit wahrgenommen werden 
mussten. Bei dem sehr motivierten Mitarbeiter-
stamm konnte diese Aufgabe aber in kurzer Zeit, 
inklusive Reservepersonal, bewältigt werden. 

Einsatzablauf während der EM 2008 

Die Mannheimer Einsatzkräfte waren wäh
rend der Einsatzzeit entweder in einer Kaserne in 
der Nähe von Basel, zusammen mit Einsatzkräften 
der Deutschen Polizei, oder aber in einer Kaserne in 
Spiez, bei Einsätzen in Bern, untergebracht. 

Nach Lageeinschätzung der Schweizer Si
cherheitsorgane wurde am Tag vor dem jeweiligen 
Einsatz festgelegt, ob eine Überwachung des Stadi
ons oder aber eines Public Viewing Bereiches wich
tiger war. Dementsprechend wurde mit ausrei
chendem zeitlichen Vorlauf der Aufstellungsort be
zogen, die Geräte in Stellung gebracht und die je
weils notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen ge
troffen. 

Die Betreuung des deutschen Einsatzteams 
erfolgte nahezu rund um die Uhr durch mehrere 
Mitarbeiter des Schweizer Zivilschutzes. An den je
weiligen Einsatzstellen kamen dann noch jeweils 
lokale Kräfte zur Unterstützung hinzu. 

Die Kommunikation mit der örtlichen Ein
satzleitung erfolgte über ein digitales Funksystem, 
das in der Schweiz bereits seit einigen Jahren zum 
Standard zählt; als Redundanz stand noch die Mög
lichkeit der Kommunikation über Mobiltelefon 
(Natel) zur Verfügung. 

Im Vorfeld des jeweiligen Einsatztages wurden 
auch Kontakte mit allen Einheiten und Einrichtun
gen aufgenommen, mit denen im Ereignisfall eine 
Kooperation wichtig geworden wäre. 

In den Stadien in Basel und Bern wurden meh
rere Standorte im Verlauf der Spiele erprobt, bis ein 
Optimum aus Diskretion, einsatztaktischer Not
wendigkeit und praktischer Umsetzbarkeit gefun
den war. 

Unter den Public Viewing Bereichen, die be
treut werden sollten, wurde von Schweizer Seite in 
Bern der Bundesplatz festgelegt, bei dem aufgrund 
der Bebauung vergleichsweise leicht ein optimaler 
Aufstellplatz zu finden war. 

Beim Münsterplatz in Basel hingegen war es 
etwas schwieriger, einen geeigneten Aufstellplatz 

zu finden, aber mit Hilfe der Dombauhütte ließ sich 
auch dieses Problem lösen. 

Auf besonderen Wunsch am Spielort Basel 
fand auch eine alarmmäßige Verlegung des Spek
trometers am Abend des letzten Spieles vom Stadi
on an das Rheinufer statt. Auch diese aufgrund des 
dichten Verkehrs nicht ganz einfache Aufgabe 
konnte zur Zufriedenheit der Gasgeber innerhalb 
kürzester Zeit erledigt werden. 

Zu den Messergebnissen lässt sich soviel sagen, 
dass die bei vergleichbaren Veranstaltungen (Fuß
ball WM 2006 in Deutschland) üblichen anthropo
gen verursachten Stoffe nachzuweisen waren. Da 
im Bereich des Public Viewing Alkoholausschank 
zugelassen war, konnten hier, je nach Trinkmenta
lität der Fans, entsprechend hohe Alkoholkonzen
trationen in der Umgebungsluft nachgewiesen 
werden, was aber auf den friedfertigen Verlauf im 
Fanbereich keinerlei negativen Einfluss hatte. 

Da in den Stadien kein alkoholhaltiges Bier 
ausgeschenkt wurde, kam es hier nur zu den bei 
großen Menschenansammlungen immer wieder 
zu findenden stoffwechselbedingten Ammoniak
freisetzungen. Aufgrund der hier vorhandenen Mög
lichkeiten wurden die infrarotspektroskopischen 
Messungen durch andere Messverfahren, direkt in 
den Fangruppen, überprüft und bestätigt. 

Nachdem mit Abschluss der Vorrundenspiele 
die Frequenz der Einsätze abnahm, wurde diese 
Phase genutzt, um zusammen mit den Kollegen des 
Labor Spiez die Leistungsfähigkeit von SIGIS 2 un
ter Laborbedingungen zu testen. 

Aufgrund der optimalen Vorbereitung durch 
unsere Schweizer Kollegen konnten alle Testmes
sungen zügig und mit gutem Erfolg durchgeführt 
werden. Der Schwerpunkt der Messungen lag ins
besondere darin, die bisher nur theoretisch ermit
telten unteren Nachweisgrenzen zu überprüfen. 

Die Ergebnisse bewiesen die Richtigkeit der 
theoretischen Betrachtungen. 

Zuletzt möchten wir uns an dieser Stelle auch 
für die Gastfreundschaft in der Schweiz, die exzel
lente Betreuung durch die Mitarbeiter des BABS 
und für die sehr gute Zusammenarbeit mit den 
Kollegen des Labor Spiez bedanken. 
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Zwischen der Schweizerischen Eidge
nossenschaft und der Bundesrepublik 
Deutschland besteht seit dem 28. No
vember 1984 ein Abkommen über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Kata
strophen oder schweren Unglücksfäl
len. BABS und BBK haben nicht zuletzt 
auf dieser Basis die hervorragende Ko
operation in einem konstruktiven Dia
log immer mehr vertieft und weiter 
ausgebaut. BABS  ist für uns ein wert
voller und unverzichtbarer Partner für 
die Zusammenarbeit im grenzüber
schreitenden Bevölkerungsschutz. 

Angela Clemens-Mitschke, Referats
leiterin „Grundsatzangelegenheiten 
des Bevölkerungschutzes, Risikoma
nagement und Notfallvorsorge“, 
BBK 

Mit einer Kollegin zusammen hat
te ich vor drei Jahren die Gele
genheit, mich im niedersächsi
schen Munster auf dem Gebiet 
der Immunologie weiterzubilden. 
Im WIS, dem „Wehrwissenschaft
lichen Institut für Schutztechno
logie – ABC-Schutz“, konnten wir 
ELISA-Tests durchführen, Enzyme 
Linked Immunosorbent Assay. Ziel 
ist es dabei, in einer unbekannten 
Probe Bakterien wie Anthrax oder 
Pest nachzuweisen. Der Test ba
siert auf einer Antikörper-Antigen-
Reaktion und ergibt eine enzy
matische Farbreaktion, wenn sich 
die gesuchten Bakterien in der 
Probe befinden. ELISA-Tests sind 
ein wichtiges Standbein unserer 
Diagnostik. 

Marcelle-Stephanie Holzer, Bio
logielaborantin, 
Abteilung Biologie, LABOR 
SPIEZ, BABS 

Die Sprachdiens
te sorgen dafür, 
dass die franzö
sisch- und italie
nisch sprachigen 
Schweizer Min
derheiten die Pu
blikationen des 
BABS in ihrer Mut
tersprache lesen 
können. Dies gilt 
i n s b e s o n d e r e  
auch für die vor
liegende Zeit
schrift, die zu
sammen mit un
serem deutschen 
Partneramt reali
siert wurde. Eine 
kleine Herausfor
derung war dabei 

die deutsche Terminologie, die sich von jener der Texte – «swiss 
made» – unterscheidet, die wir sonst übersetzen. 

Alain Meyrat, Chef Sprachdienste, Geschäftsbereich Sup
port, BABS 

Katastrophen machen vor Gren
zen nicht halt. Aus diesem Grund 
ist gerade im kleinräumigen 
Europa eine grenzüberschrei
tende Zusammenarbeit für den 
Schutz der Bevölkerung ein Muss, 
wobei die Zusammenarbeit mit 
Deutschland aus der Sicht der 
Schweiz schon fast musterhaf
ten Charakter hat. Ich arbeite da
für, dass wir diese gute Zusam
menarbeit weiter vertiefen und 
auf andere Staaten ausweiten 
können. 

Dr. Stephan Zellmeyer, Wissen
schaftlicher Mitarbeiter Strate
gie Bevölkerungsschutz, Ge
schäftsbereich Konzeption und 
Koordination, BABS 

Voraussetzung für den zielgerichteten Umgang mit 
Risiken ist die vorausschauende Befassung mit un
terschiedlichen Gefahren und ihren möglichen Aus
wirkungen auf die Bevölkerung und ihre Lebens
grundlagen. Der gemeinsame Austausch mit den Kol
legen aus der Schweiz über Methoden und Er
kenntnisse der Risikoanalyse ist eine wertvolle Grund
lage für unsere Arbeit — von der nationalen bis zur 
lokalen Ebene. 



Der Schutz von Einsatzkräf
ten und der Bevölkerung vor 
den Auswirkungen von 
CBRN-Gefahren hat diesseits 
und jenseits der schweize
risch-deutschen Grenze eine 
große Bedeutung. Mit den 
Kolleginnen und Kollegen 
des LABOR SPIEZ besteht ein 
regelmäßiger und intensi
ver fachlicher Austausch. Da
durch erhalte ich wertvolle 
Einblicke in dortige techni
sche und konzeptionelle An
sätze zur Bewältigung von 
CBRN-Lagen, welche wie
derum in die Planungen für 
den CBRN-Schutz in 
Deutschland einfließen. 
Faszinierend ist es für mich 
immer wieder zu beobach

ten, wie stark das Bewusstsein für den CBRN-Schutz in der Schweiz auf al
len Ebenen ausgeprägt ist. Hier kann Deutschland viel von der Schweiz ler
nen. 

Dr. Roman Trebbe, Diplom-Chemiker, Referent CBRN-Schutz, Abteilung III 
„Forschung und Technik, Gesundheitlicher 
Bevölkerungsschutz“, BBK 

Auf Empfehlung des BABS wurde das BBK 2006 Partner im interna
tionalen Crisis and Risk Network (CRN), das die ETH Zürich moderiert. 
Ich hatte dort mehrfach Gelegenheit zum intensiven fachlichen Aus
tausch mit Vertretern von Wissenschaft, Wirtschaft und Behörden. Von 
diesem Netzwerk profitiere ich bei meiner Arbeit zu Fragen des Kri
senmanagements. Schweizer Rat hole ich mir zudem fast täglich, denn 
mein Mitarbeiter Dr. Michael Judex (re.) ist Eidgenosse. 

Giulio Gullotta, Referatsleiter „Grundlagen,  Krisenmanagement“, 
BBK 

Susanne Lenz, Referentin „Grundsatzangelegen
heiten des Bevölkerungsschutzes, Risikomanage
ment, Notfallvorsorge“, BBK 

Als Instruktorin 
bilde ich Ange
hörige von zivi
len Führungsor
ganen in den Be
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Interesse habe 
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Geschäftsbereich Ausbildung, BABS 
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